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1. Einleitung 

„(…) Capitalism is not a success. It is not intelligent. It is not beautiful. It is not 

just. It is not virtuous. And it doesn't deliver the goods. In short we dislike it, and 

we are beginning to despise it. But when we wonder what to put in its place, we 

are extremely perplexed.”1 

Diese Worte von John Maynard Keynes beschreiben sehr treffend das Dilemma, 

dem Ökonomen sowie Politiker ausgesetzt sind bei der Entwicklung eines 

Wirtschaftssystems, das der Gesellschaft am dienlichsten sein kann. Es gibt viele 

Elemente, die an unserer kapitalistischen Gesellschaft kritisiert werden und nicht 

zu selten wird der Kapitalismus sogar fundamental angezweifelt. Durch die 

aktuelle Finanz- und Wirtschaftskrise gewinnt diese Diskussion erneut an 

Aktualität und Brisanz. Es ist jedoch fraglich, - auch nach der schon 

jahrhundertelangen Entwicklung - ob es überhaupt ein gerechteres und 

ausgewogeneres Wirtschaftssystem geben kann als den derzeitig dominierenden 

marktwirtschaftlichen Kapitalismus. Ist die Kritik am Kapitalismus zu 

interpretieren als breite Zustimmung für mehr Intervention durch den Staat oder 

gar zu einer Planwirtschaft und wäre eine Zentralverwaltungswirtschaft überhaupt 

noch realistisch nach den Erfahrungen, die in der Geschichte mit Planwirtschaft 

gemacht wurden? 

Dieser Problematik soll sich in dieser Arbeit durch theoretische und praktische 

Herangehensweise genähert werden. Nach einer Definition des Begriffs 

Planwirtschaft werden die Theorien einiger bedeutender Ökonomen erläutert und 

in Bezug zum Thema gesetzt, worauf die Darstellung von geschichtlichen und 

aktuellen Erfahrungen mit Planwirtschaften folgt und bestehende Alternativen 

vorgestellt werden. Im Fazit werden die Kernproblematik aufgegriffen, die 

vorangestellten Fakten interpretiert und auch subjektive Schlussfolgerungen zum 

Ausdruck gebracht sowie ein Ergebnis der Arbeit formuliert. Aufgrund der 

Aktualität des Themas und dem Bezug zur Realität wurde den politischen 

Aspekten bei der Verfassung der Arbeit eine besondere Bedeutung beigemessen. 

 

 

                                                           
1 Keynes (1933), S. 3. 
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2. Theorie und Historie der Planwirtschaft 

2.1. Definition von Planwirtschaft 

Der prinzipielle Unterschied zwischen den Begriffen Planwirtschaft 

(beziehungsweise Zentralverwaltungswirtschaft) und der kapitalistischen 

Marktwirtschaft leitet sich aus dem grundlegenden Umgang mit 

Produktionsmitteln ab. Joseph A. Schumpeter bezeichnet die Planwirtschaft als 

„institutionelles System (…), in dem die Kontrolle über die Produktionsmittel und 

über die Produktion selbst einer Zentralbehörde zusteht“.2 Charakterisiert durch 

einen hierarchischen Aufbau, durch den sich Einzelpläne der Haushalte und 

Betriebe einem politisch motivierten Gesamtplan unterordnen, werden in einer 

Planwirtschaft nicht nur die Produktion, sondern auch die Verteilung der Güter 

und Dienstleistungen einer Volkswirtschaft zentral gesteuert.3 

Die Ausprägungen in Bezug auf die Machtkonzentration in der zentralen 

Planungsinstitution können hierbei jedoch unterschiedlicher Art sein. Dabei wird 

zum einen nach den Konsumentenfreiheiten, zum anderen nach den 

Eigentumsformen unterschieden.4 Walther Eucken unterteilt die Freiheiten der 

Konsumenten in drei Kategorien. In der total zentralgeleistesten Wirtschaft sehen 

sich die Konsumenten einem eindeutig determinierten Konsumgutbündel 

gegenüber. Während die zentralgeleitete Wirtschaft mit freiem Konsumguttausch 

hingegen den Austausch von Gütern nach eigenen Präferenzen gestattet, wird die 

zentralgeleitete Wirtschaft mit freier Konsumgutwahl charakterisiert durch 

komplett freie Wahl der Güter durch den Konsumenten in Form von 

Berechtigungsscheinen oder Geldzeichen.5 Bei der Unterscheidung nach den 

Eigentumsformen gibt es ebenfalls drei verschiedene Arten. In einer 

Zentralverwaltungswirtschaft mit Privateigentum, wie beispielsweise in Form 

einer Kriegswirtschaft, werden Gewerbefreiheit sowie Privateigentum an 

Produktionsmitteln gewährleistet, jedoch der Markt-Preis-Mechanismus außer 

Kraft gesetzt. Dies geschieht in Form eines ausgedehnten staatlichen Dirigismus 

und indem ein administrativ-bürokratisches Allokations- und Verteilungssystem 

                                                           
2 Schumpeter, Joseph A. (1987), S. 268. 
3 Vgl. Schubert/Klein (2011). 
4 Vgl. Springer Gabler Verlag (2013) [1]. 
5 Vgl. ebenda. 
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auf der Basis der Legislative die Marktdynamik ersetzt.6 Die 

Zentralverwaltungswirtschaft mit Gesellschaftseigentum, auch Rätedemokratie 

genannt, fundiert indessen auf Räten, die sich aus Basiseinheiten der Gesellschaft 

zusammensetzen und dadurch Produktions- und Verteilungsprozesse 

gesamtgesellschaftlich planen können.7 Entscheidungen werden hier durch das 

imperative Mandat, also der direkten Bindung an den Wähler- und Parteiwillen8, 

getroffen. Allerdings hat diese demokratische Art der Räterepublik nie praktische 

Anwendung gefunden. Die dritte Ausprägung, die auch in mehreren Systemen 

real existierte, ist die Zentralverwaltungswirtschaft mit Staatseigentum. Die 

Produktionsmittel sowie die Produktions- und Verteilungsprozesse liegen hierbei 

voll in staatlicher Hand. Tiefgreifende Machtbefugnisse in Politik, Wirtschaft und 

Kultur sind dem Planungskomitee zugeordnet, das durch zeitlich festgesetzte 

Pläne die Wirtschaft koordiniert.9 

 

2.2. Theoretischer Diskurs 

2.2.1. Einleitung in die Ökonomie des 18. bis 20. Jahrhunderts 

Die unterschiedlichen Ansichten und Theorien der Ökonomen des 18. bis 20. 

Jahrhunderts zur Wirtschaftspolitik verdeutlichen die Entwicklung, die die 

Ökonomie im Laufe der Jahre erfahren hat. Dabei wird vor allem ab dem 19. 

Jahrhundert die Frage nach Ausprägung und Struktur des Interventionismus durch 

den Staat aufgegriffen und auf verschiedene Art und Weise diskutiert. Wenn auch 

die Planwirtschaft nicht durchweg direkt thematisiert wurde, so waren die 

Fürsprecher der Marktwirtschaft bemüht, die Überlegenheit beziehungsweise die 

Logik des Kapitalismus zu betonen.  

 

 

 

 
                                                           
6Vgl. Springer Gabler Verlag (2013) [2]. 
7Vgl. Springer Gabler Verlag (2013) [3]. 
8 Vgl. Thurich (2011). 
9 Vgl. Springer Gabler Verlag (2013) [4]. 



4 

2.2.2. Überblick über Theorien und Positionen bedeutender Ökonomen  

2.2.2.1. Adam Smith 

Adam Smith, in der Zeit der Aufklärung aktiv, ist der Begründer der klassischen 

Nationalökonomie. Sein grundlegender Ansatz befasst sich mit der natürlichen 

Freiheit durch die Beseitigung von Begünstigung und Beschränkung durch den 

Staat und prägt in diesem Kontext den Begriff der „unsichtbaren Hand“.10 Diese 

trüge zum Wohlstand der Nationen bei, da die Wirkung eigeninteressierten 

Handelns auf die Gesellschaft positiv sei. Smith versucht linke Kräfte mit der 

Erklärung, die Lage der Arbeiter habe sich durch den Kapitalismus verbessert, zu 

besänftigen.11 Entgegen den Merkantilisten und Physiokraten, die den Handel 

beziehungsweise die Natur  als Ursprung des Reichtums betrachten, liegt für 

Smith die „Quelle allen Reichtums (…) [in] produktiver menschlicher Arbeit“.12 

Der Regierung obliegt es trotzdem, anreiz- und leistungshemmende Elemente 

aufzuspüren, jedoch nicht die Produktion zu planen und zu steuern.13 

 

2.2.2.2. David Ricardo 

Ricardo setzt  mit seiner klassischen Verteilungslehre die Begriffe der 

Grundrente, der Innovation und des Außenhandels ins Verhältnis. Eine 

Grundrente, also beispielsweise die Pacht des Bauern an den Eigentümer, hat 

seinen Ursprung in der Knappheit aller Güter. Innovation sei nötig, da sie den 

Produktionsprozess beschleunigt und ohne sie die Arbeitskosten steigen würden. 

Eine dadurch entstehende schlechtere Wettbewerbsposition kann negative Folgen 

für die Gesellschaft auf regionaler und nationaler Ebene mit sich ziehen und 

beispielsweise Entlassungen zur Folge haben.14 Ricardos Theorie des 

komparativen Kostenvorteils, nach der sich Außenhandel durch Spezialisierung 

auf einen bestimmten Produktionsprozess immer lohnt, ist hier ebenfalls von 

Bedeutung, um im Wettbewerb mithalten zu können und Negativwirkungen in 

sozialer Hinsicht zu vermeiden. Dies kann jedoch nur gelingen, wenn freie und 

offene Märkte gegeben sind. Ricardo spricht sich für einen ausgeprägten 
                                                           
10 Vgl. Piper (1996), S. 30. 
11 Vgl. ebenda. 
12 Piper (1996), S. 31. 
13 Vgl. Piper (1996), S. 34. 
14 Vgl. Piper (1996), S. 40. 
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Freihandel aus und für ein Steuersystem, das das Wachstum möglichst wenig 

behindert.15 Damit grenzt er sich deutlich vom Interventionismus oder gar 

Sozialismus ab. 

 

2.2.2.3. John Stuart Mill 

J. S. Mill misstraut dem Konsumstreben und hält die Verteilung auf der Suche 

nach einer gerechteren Marktwirtschaft für wichtiger als die Produktion. Dafür 

gesteht er dem Staat eine stramme Regulierungspolitik zu und erklärt es als dessen 

Aufgabe, „die größtmögliche persönliche Freiheit mit der gerechten Verteilung 

der Früchte der Arbeit zu verbinden“.16 In Mills erster Rede in seiner eigens 

gegründeten London Debating Society im Jahr 1825 spricht er sich 

nichtsdestotrotz gegen eine sozialistische Regierungsform und für eine reine 

Demokratie aus.17 Weniger der Staat als das Wertesystem der Gesellschaft solle 

die Grundlage für das Wirtschaftssystem bilden. Er sah die wirtschaftliche 

Stagnation nicht als verhängnisvoll an, da Wachstum für eine Gesellschaft nicht 

notwendig sei, sobald ein unveränderlicher Zustand eingetroffen ist.18 Alle seien 

an diesem Punkt „reich“ und eine übermäßige Steigerung des Konsums sei nicht 

nötig.19  

 

2.2.2.4. Karl Marx 

Karl Marx ist einer der Wegbegründer des administrativen Sozialismus als 

staatssozialistische Planwirtschaft. Er hat sich zusammen mit Friedrich Engels mit 

dem utopischen Sozialismus nach Saint-Simon auseinandergesetzt und mit der 

Entwicklung des wissenschaftlichen Sozialismus diese Theorie durch eigene Ideen 

mit Bezug auf die Verhältnisse der Arbeiter des 19. Jahrhunderts ergänzt.20 Nach 

Marx‘ Lehre ist der Kapitalismus durch einen zunehmenden Klassengegensatz 

von Proletariat und Bourgeoisie charakterisiert und durch den Mehrwert der 

geleisteten Arbeit, der jedoch der die Produktionsmittel besitzenden Klasse zu 
                                                           
15 Vgl. Ricardo (1994), S. 556. 
16 Piper (1996), S. 58. 
17 Vgl. Rinderle (2000), S. 18. 
18 Vgl. Ryan (1974), S. 180. 
19 Vgl. Piper (1996), S. 59. 
20 Vgl. Schüller/Welsch (2012). 
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Gute kommt, geprägt. Der Sozialismus und damit auch die Planwirtschaft dienten 

als Lösung dieses Konflikts, jedoch bloß als Übergangsphase auf dem Weg zur 

klassenlosen Gesellschaft, dem Kommunismus.21 Dieser Lehre steht die 

Erfahrung realsozialistischer Systeme in der Geschichte entgegen, die die alte 

herrschende Klasse nur durch eine neue „staatssozialistisch-bürokratische 

Herrschaftsklasse“ ersetzten und die Mittel- und Unterschicht in der Regel unter 

sozialen sowie auch politischen Missständen zu leiden hatte.22 Marx‘ Ideologie 

konnte aufgrund der menschlichen Eigenschaft des Machtbestrebens nie in seiner 

Urform umgesetzt werden. Außerdem sind die heutigen Zustände nicht mit denen 

der Arbeiter des neunzehnten Jahrhunderts zu vergleichen und eine derart 

drastische Spaltung der Gesellschaft, sodass es zu einem Zweiklassenkampf 

kommen muss, wird durch Gewerkschaften und einem ausgleichenden 

Sozialsystem verhindert. Die Lehre von Karl Marx hat jedoch nicht an Aktualität 

verloren, denn über moralische Aspekte in der Beziehung zwischen Arbeitgebern 

und Arbeitnehmern wird nach wie vor gestritten.  

 

2.2.2.5. Joseph Schumpeter 

Joseph Schumpeter versuchte in seinen Werken die These zu begründen, dass sich 

der Kapitalismus aus sich selbst heraus am Leben hält und sich die kapitalistische 

Gesellschaft zu einer sozialistischen entwickeln wird. Grundbegriffe der Lehre 

Schumpeters sind der Pionierunternehmer und die schöpferische Zerstörung. 

Pionierunternehmer, auch dynamische Unternehmer genannt, erarbeiten sich 

durch Innovationen in der Produktion zeitweilig eine Monopolstellung, die 

Differentialgewinne generiert. Angezogen durch diesen neuen Markt 

beziehungsweise der Möglichkeit, neue Technologien zu nutzen, treten 

Konkurrenten auf diesen Markt, wodurch die Monopolstellung verschwindet.23 

Diese „schöpferische Zerstörung“ in Form der Schaffung beziehungsweise der 

Brechung von Monopolen begründet die Dynamik des Kapitalismus zwischen 

Ungleichgewicht und Gleichgewicht und dient als Antriebskraft für die Industrie 

in Form von generierten Innovationen. Daraus entstehen nach Schumpeter 

                                                           
21 Vgl. Stiller (2013) [2]. 
22 Vgl. Stiller (2013) [2]. 
23 Vgl. Stiller (2013) [1]. 
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Konjunkturzyklen sowie wirtschaftlicher Fortschritt.24 Als einer der 

herausragenden Ökonomen des 20. Jahrhunderts bezog Schumpeter in seinem 

Werk „Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie“ Stellung zur Realisierbarkeit 

einer sozialistischen Gesellschaft. Er bezweifelt nicht, dass der Sozialismus 

funktionieren kann unter der Voraussetzung, dass zum einen die industrielle 

Entwicklung stark vorangeschritten sei und zum anderen die Übergangsprobleme 

erfolgreich gelöst wurden.25 Schumpeter bejaht die Frage, ob ein Zentralamt in 

der Lage ist, aus den Daten und aus den Regeln des rationalen Verhaltens, 

bestimmte Entscheidungen im Hinblick auf die Produktion abzuleiten. Die Lehre 

Schumpeters betrachtet es als logische Konsequenz des Systems, dass der 

Kapitalismus nach gewisser Zeit von selbst in einen planwirtschaftlichen 

Sozialismus übergeht.26 Durch die Errichtung von Vermittlerrollen, die die 

Schlüsselentscheidungen treffen, wird der Innovationsprozess verbürokratisiert. 

Außerdem produziere der Kapitalismus ein großes Heer von Intellektuellen, die 

ihm feindlich gegenüberstehen und, verstärkt durch den Zerfall der bürgerlichen 

Familie, die Stimmung des Volkes in Hinsicht auf das Wirtschaftssystem stark 

beeinflussen. Jedoch konnte diese These durch die Realität nicht bestätigt werden. 

Kleinunternehmer füllen Nischen aus und Industriegiganten erliegen der 

Konkurrenz. Aus diesem Grund ist entgegen der Theorie Schumpeters, dass der 

Sozialismus sich aus dem Kapitalismus entwickelt, festzustellen, dass der 

Kapitalismus seiner „eigenen Verkrustung ständig entgegen [wirkt]“27 und 

deshalb fortbestehen kann. 

 

2.2.2.6. Ludwig von Mises 

Hauptkritikpunkt Mises gegenüber zentraler Planung der Wirtschaft war, dass im 

Sozialismus aufgrund fehlender preisbildender Märkte die „Wegweiser einer 

rationalen Produktion fehlen“ und dadurch das System „in einer vom Zufall 

bestimmten Weise funktionieren müßte“.28 Durch Carl Menger, dem Begründer 

der Grenznutzentheorie und später der österreichischen Schule, sowie Eugen 

Böhm-Bawerk, einem Schüler Mengers, der den Zins als Zeitpräferenzrate 
                                                           
24 Vgl. Piper (1996), S. 99. 
25 Vgl. Schumpeter (1987), S. 267. 
26 Vgl. Piper (1996), S. 102. 
27 Ebenda. 
28 Schumpeter (1987), S. 276. 
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interpretierte,29 beeinflusst, entwickelte Mises seine Geldtheorie. Diese besagt, 

dass Änderungen des Geldumlaufs Einfluss auf Preise, Umlaufgeschwindigkeit 

sowie auf Produktionsvolumina haben. Des Weiteren träfe eine Inflation 

besonders die Normalbürger und Rentner hart, da sie das zusätzlich in Umlauf 

gebrachte Geld als letztes erhalten, währenddessen die meisten Güterpreise schon 

gestiegen sind.30 Er erklärte Entstehung und Wert des Geldes mit der Theorie des 

Grenznutzens. Demnach sinken durch eine politisch motivierte Kreditverbilligung 

die Zinsen unter den natürlichen Kapitalzins, wodurch Überinvestitionen, 

fehlgesteuertes Kapital und eine Verschiebung der volkswirtschaftlichen 

Gewichte ausgelöst wird.31 Dies geschieht, bis die Zinsen wieder allmählich auf 

das Niveau des natürlichen Kapitalzinses steigen und sich die getätigten 

Investitionen als Fehler herausstellen. Das nächste Konjunkturtief ist damit 

eingeleitet. Mises leitete daraus ab, dass jedwede Intervention durch den Staat 

weitere Interventionen erfordere. Durch die daraus resultierende progressive 

Beschränkung menschlichen Handelns könne ab einem gewissen Zeitpunkt der 

Sozialismus sogar als Befreiung empfunden werden.32 Jedoch ist die Freiheit in 

einem sozialistischen und damit planwirtschaftlichen System immer stark 

beschnitten. Mit dieser Erklärung begründet er seine Ablehnung jeglicher Form 

staatlicher Eingriffe in das dynamische Wirtschaftssystem.  

 

2.2.2.7. John Maynard Keynes 

Keynes ist ohne Frage einer der meist zitierten Ökonomen bei der Suche nach 

Lösungen wirtschaftlicher Krisen. Zu seiner Zeit erforschte er die Ursachen der 

Weltwirtschaftskrise und suchte nach Wegen, die gesamtwirtschaftliche Situation 

zu verbessern. Dieser neue Blickpunkt der gesamtwirtschaftlichen Analyse unter 

Berücksichtigung aggregierter Größen wie dem gesamtwirtschaftlichen 

Produktions- und Beschäftigungsniveau, der aggregierten Konsumnachfrage 

sowie der aggregierten Ersparnis, steht im Gegensatz zu den Anhängern der 

Klassischen Lehre der Ökonomie, die sich im Großen und Ganzen auf eine 

mikroökonomische Analyse beschränkten und sich der Staatsintervention 

                                                           
29 Vgl. Fischer (2012) [1]. 
30 Vgl. Ebenda. 
31 Vgl. Piper (1996), S. 115. 
32 Vgl. Piper (1996), S. 115. 
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entgegenstellten.33 Einer der Grundziele des Wirtschaftssystems nach Keynes ist 

die Vollbeschäftigung, die es, auch durch staatliche Eingriffe, zu erreichen gilt. 

„Nicht das Angebot bestimmt die Nachfrage, wie die klassische 

Nationalökonomie behauptete, sondern die Nachfrage das Angebot“,34 so Keynes. 

Die durch eine geringe Nachfrage ausgelöste sinkende Produktion bewirke 

steigende Arbeitslosigkeit und die Wirtschaft kann aus eigener Kraft nicht zum 

Vollbeschäftigungsgleichgewicht zurückfinden. An dieser Stelle sei es Aufgabe 

des Staates, unterstützend einzugreifen und die Nachfragelücke zu schließen, was 

er in der „Allgemeinen Theorie“ festhielt. Keynes stellt, im Gegensatz zu den 

Klassikern der Ökonomie, eine Verbindung zwischen Güter- und Arbeitsmarkt 

her und schlussfolgert, dass eine Marktwirtschaft durchaus in ein Gleichgewicht 

mit bestehender Massenarbeitslosigkeit abgleiten kann.35 Durch die Intervention 

des Staates wird dagegen ein Multiplikatoreffekt ausgelöst, der sich in einer 

Hebelwirkung positiv auf Produktion und Beschäftigung auswirkt. Nicht zuletzt in 

dem Vollbeschäftigungsgesetz von 1946 in den USA oder dem deutschen 

Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 wurde Keynes Bedeutung für die 

Realpolitik des 20. Jahrhunderts zementiert.36 Keynes hat allerdings niemals 

Bezug zur Planwirtschaft genommen oder das System grundlegend angezweifelt, 

sondern viel mehr „die ideologischen Grundlagen gelegt für das Eingreifen des 

Staates“37 und den neoliberalen Ansatz zu verbessern versucht. 

 

2.2.2.8. Friedrich August von Hayek 

Vor allem nach der Lektüre des Buches „Gemeinwirtschaft“ (1922) seines 

Mentors Ludwig von Mises positionierte sich F. A. von Hayek als einer der 

strengsten Gegner sozialistischer Planwirtschaft. Er untermauerte dies 1944 in 

seinem Bestseller „Der Weg zur Knechtschaft“, in dem er festhielt, dass 

„zentralwirtschaftliche Planung letztlich in der Despotie enden (…) müßte“,38 

ohne dass dies durch die Planungsinstanz beabsichtigt sein muss. Bezug nehmend 

auf den zu seiner Zeit aufsteigenden Nationalsozialismus sei jener keine Reaktion, 

                                                           
33 Vgl. Putnoki/Hilgers (2007), S. 83. 
34 Fischer (2011) [2]. 
35 Vgl. Putnoki/Hilgers (2007), S. 82. 
36 Vgl. Putnoki/Hilgers (2007), S. 86. 
37 Mossé (1957), S. 93. 
38 Piper (1996), S. 108. 
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sondern notwendiges Ergebnis planwirtschaftlicher Tendenzen. Doch auch mit 

gemäßigten Befürwortern des Interventionismus wie John Maynard Keynes setze 

sich Hayek kritisch auseinander. Führte Keynes die Weltwirtschaftskrise auf das 

Konzept der unzureichenden Gesamtnachfrage und die resultierende schwache 

Investitionsneigung zurück, so präsentierte Hayek seine „Überinvestitions- und 

Überkonsumtionstheorie“.39 In der Chronologie der Werke Hayeks verhärtet sich 

seine Ablehnung staatlicher Eingriffe. Er führt seine Antithesen in seinem 

Spätwerk auch auf die Evolution zurück, die eine bewusste Gestaltung des 

Systems als „vergeblich und verhängnisvoll“40 überführt. Die Anmaßung von 

Wissen, das zur Steuerung eines Wirtschaftssystems benötigt wird und folglich 

wirtschaftspolitische Eingriffe mit sich bringt, führt, so Hayek, zum Beispiel zur 

Inflation. Die zweckmäßigste Lösung könne nur unter freiem Wettbewerb durch 

Angebot und Nachfrage gefunden werden. Er sprach sich gegen Sozialleistungen 

und Entwicklungshilfe aus und forderte sogar die Entnationalisierung des Geldes: 

„Ich habe nun überhaupt keinen Zweifel mehr, dass privates Unternehmertum 

(…) das Publikum schon seit langem mit einer Auswahl von Währungen hätte 

versorgen können (…), von denen diejenigen, die sich im Wettbewerb 

durchgesetzt hätten, von Grund auf stabil gewesen wären“.41 Doch auch Hayek 

musste sich eingestehen, dass die stabilste Währung letztlich ein privates 

Geldangebotsmonopol bilden wird, das dem Konsumenten neben Such- und 

Transaktionskosten eine zusätzliche freiheitseinschränkende Bürde auferlegt.  

 

2.2.3. Die Socialist Calculation Debate 

Die unterschiedlichen bis konträren Auffassungen der Ökonomen des 19. 

Jahrhunderts beschäftigte auch die Wirtschaftsphilosophen und –politiker der 

Jahrhundertwende vom 19. zum 20. Jahrhundert. Immer wieder griffen die 

Theoretiker die Analysen der anderen auf, um diese kritisch zu hinterfragen, zu 

falsifizieren oder mit eigenen Theorien zu füttern. Auf diese Weise mündete 

dieser wirtschaftstheoretische Diskurs in eine Debatte zwischen zwei Lagern, die 

mehr oder weniger bis heute andauert. Wider Erwarten waren zu Beginn nicht J. 

M. Keynes und Friedrich Hayek die zwei Hauptkontrahenten dieser Debatte. Auf 
                                                           
39 Vgl. Putnoki/Hilgers (2007), S. 136. 
40 Vgl. Willke (2003), S. 110. 
41 Hayek (1977), S. X.  
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der einen Seite ordneten sich Hayek und sein Mentor Ludwig Mises mit der 

Österreichischen Schule der Neoklassik zu und standen für ein freies Marktsystem 

ein. Dem gegenüber positionierten sich die sozialistischen Ökonomen der Zeit, 

angeführt von dem Polen Oskar Lange.42 Diese Debatte, die von Mises um 1920 

losgetreten wurde, behandelte die Frage, ob eine Planwirtschaft theoretisch in 

einem Wirtschaftssystem realisierbar sei und ob eine rationale 

Wirtschaftsrechnung, also eine gewissenhafte Verwendung der Ressourcen, durch 

eine Planungszentrale überhaupt zu bewerkstelligen sei. Daraus leitete sich der 

Name der Socialist Calculation Debate ab. In der Debatte wurden sich zweier 

Hauptfragen angenommen. Zum einen sollte geprüft werden, ob eine 

sozialistische Planwirtschaft bezüglich der erzielten Leistung mit dem 

Kapitalismus mithalten, also diese Leistung replizieren kann. Diese Behauptung 

ging als die „replication thesis“43 ein. Es wurde weiterführend untersucht, ob der 

Sozialismus den Kapitalismus verbessern kann, was als die „improvement thesis“ 

bekannt ist. Die Position Friedrich Hayeks ließ keinen Zweifel an der Logik freier 

Marktwirtschaft aufgrund ständig entstehender Gleichgewichte und maß hierbei 

dem Begriff der Informationsbeschaffung große Bedeutung zu. Seiner Theorie 

entsprechend sei der Preis resultierend aus Angebot und Nachfrage die logischste 

Art der Informationsbeschaffung für den Konsumenten sowie für den 

Produzenten. Das Problem von Planung und wirtschaftlicher Steuerung sei, so 

Hayek, dass eine zentrierte „Datenbank“, die Grundlage jeder 

planwirtschaftlichen Kalkulation sei, nie komplettiert und allumfassend sein kann 

und die Daten niemals in der Realität an einem Punkt gesammelt werden 

können.44 

Oskar Lange hingegen argumentierte, dass jegliche Information über Angebot und 

Nachfrage aus der Überwachung der Bestände innerhalb der Gesellschaft 

abgeleitet werden kann und die daraus resultierende Allokation der 

Produktionsfaktoren und Güter determiniert werden kann.45 Seine Anschauung 

verfestigte sich durch den Anbruch des Computerzeitalters Anfang der 

Sechzigerjahre. Er betrachtete den Marktprozess als veraltetes Modell und 

interpretierte ihn als bloßes Berechnungswerkzeug, das nur noch im 

                                                           
42 Vgl. Berg (2011). 
43 Levy/Peart (2008), S. 535. 
44 Vgl. Hayek (1945), S. 519-520. 
45 Vgl. Berg (2011). 
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vorelektronischen Zeitalter Verwendung finde.46 Diese Ansicht veranlasst ihn 

sogar zu der These, Computer könnten alles, wozu auch Märkte in der Lage seien, 

jedoch in einer faireren Art und Weise. Auf die Realität übertragen, hat indes 

gerade die technologische Dominanz des Westens im Vergleich zur 

sozialistischen Sowjetdiktatur gezeigt, welche Ironie in dem Urteil Langes 

bezüglich der Leistungsfähigkeit von Computern steckt. Meist konnten die 

veralteten Computer der UdSSR qualitativ nicht mit den Innovationen der 

westlichen Welt Schritt halten. Oskar Lange führte die wirtschaftliche 

Überlegenheit der kapitalistischen Systeme jedoch auch auf deren Verhalten 

gegenüber sozialistischen Staaten zurück. „Durch militärische Interventionen, 

Organisierung von Konterrevolutionen (…) [und] wirtschaftlichem und 

politischem Boykott versuche er (der Kapitalismus) den Sozialismus zu stürzen 

(…)“.47 Hier sei angemerkt, dass Oskar Lange im Jahr 1965 starb und das Ende 

des kalten Krieges und den Fall der Sowjetunion nicht mehr miterleben konnte. 

So ist es nicht verwunderlich, dass die Debatte allein durch die Realität, aber 

ebenso schon zu seiner Zeit zu Gunsten Mises und Hayeks weitergeführt wurde.  

Mises benutzte in der ideologischen Auseinandersetzung nicht weniger 

drastischere Worte als Lange. Seines Erachtens zerstöre der Sozialismus uralte 

Kulturen und es gehöre zu seiner destruktiven Grundwirkung, nur aufzuzehren 

und nichts aus sich selbst hervorzubringen.48 Mises ergriff allgemein Position 

gegen den Staatsinterventionismus. Er untersuchte und kritisierte die 

herkömmliche Lehre der Neutralität des Geldes und hielt fest, dass jede künstliche 

Erhöhung der Geldmenge notwendigerweise auch zu Veränderungen in der 

Güterwirtschaft führe.49 Die künstlich stimulierte Nachfrage und folglich 

fehlgesteuertes Kapital erzeugt einen eigentlich nicht existenten Aufschwung und 

hat ein Konjunkturtief zur Folge. „Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel 

nimmt der Gesellschaft das einzige bekannte Mittel der rationalen 

Wirtschaftsführung. Sie überwindet nicht die vermeintliche Anarchie des Marktes, 

sondern begründet eine tatsächliche Anarchie der politischen Willkür. 

Sozialismus ist geplantes Chaos.“50 Durch die Inexistenz von Tausch und Preisen 

sei eine Berechnung der Rentabilität von Alternativinvestitionen im Sozialismus 
                                                           
46 Vgl. Ebenda. 
47 Lange (1964), S. 15. 
48 Vgl. Mises (1922), S. 447. 
49 Vgl. Piper (1996), S. 115. 
50 Hülsmann (2003), S. 23-26. 
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schlicht unmöglich.51 Folglich ist technischer Fortschritt und die damit 

einhergehende größere Wohlfahrt des Volkes in einem geplanten System nicht zu 

erreichen. Mises‘ Lehre hat von da an viele Verfechter des Sozialismus in ihre 

Schranken verwiesen und die neoklassische Idee wieder populär werden lassen. 

Hayek führte diese Lehre fort. Seines Erachtens tritt das eigentliche 

wirtschaftliche Problem an der Stelle auf, wo verschiedene Zwecke um die 

verfügbaren Mittel konkurrieren. Der Versuch der Sozialisten hier 

naturwissenschaftliche Denkweisen für gewisse Voraussagen anzuwenden, führe 

ins „Fiasko“52, da die Subjektivität der Menschen und allgemeine wirtschaftliche 

Gesetzmäßigkeiten außer Acht gelassen werden.  

Von der anfänglichen, auch von Hayek in seinen jungen Jahren geteilten Euphorie 

für die realsozialistische Planung blieb nun nur noch das Urteil übrig, dass die 

sozialistische Idee „unglaublich plump, primitiv und unzureichend“53 im 

Vergleich zu Marktmechanismen sei. Durch den Untergang des real existierenden 

Sozialismus der Sowjetunion Ende des 20. Jahrhunderts wurde diese Theorie 

durch die Geschichte bestätigt. Die Überlegungen der Österreichischen Schule 

haben daher die Debatte letztlich dominiert und sind prägend für das heutige 

wirtschaftliche Selbstverständnis. Geschichtliche Ereignisse haben dieser in der 

Theorie begründeten Ideologie maßgeblich Nachdruck verliehen. 

 

2.3. Planwirtschaft im geschichtlichen Kontext 

2.3.1. Der Erfolg und das Scheitern von Planwirtschaften 

Fern von theoretischen Modellen ist eine Planwirtschaft oder eine Marktwirtschaft 

in der Realität immer auch mit einem politischen System in Verbindung zu setzen. 

„Kapitalismus kann in größerem Maßstab nur funktionieren, wenn es einen freien 

Austausch von Informationen gibt.“54 Dieses und andere demokratische 

Grundrechte wie das Recht auf Privateigentum werden in einer sozialistischen 

Planwirtschaft beschnitten, um die Entscheidungs- und Verfügungsgewalt zentral 

ausrichten zu können. Durch die zentralisierte Planungsinstanz in einem solchen 

                                                           
51 Vgl. Stuhr (2009). 
52 Vgl. Hennecke (2010), S. 57. 
53 Hayek (1952), S.75. 
54 Wiebe (2012). 
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Wirtschaftssystem muss dem Staat und damit der Regierung eine unheimlich 

große Macht zugesprochen werden. Das große Vertrauen, das das Volk hierbei in 

diese Staatsvertreter steckt beziehungsweise stecken muss, ist immens und birgt 

des Weiteren Gefahren. Denn meist bedeuteten diese Machtverschiebungen eine 

unabwendbare Einschränkung der Freiheit des Individuums. Damit sich der 

ideologische Keim des Sozialismus in einem Staat entfalten kann, bedarf es 

allerdings einer breit aufgestellten Bewegung, die beispielsweise einer 

Ausbeutung der Arbeitskraft durch den Staat entgegen wirkt. Wie die folgenden 

Beispiele zeigen, mündeten diese ursprünglich durch das Volk als gerechter 

angesehenen Systeme in Diktaturen, die ihr Ziel nicht mehr in der größtmöglichen 

Gerechtigkeit für die Gesellschaft sahen, sondern in der Maximierung und 

Sicherung von Macht. 

 

2.3.2. Beispiele gescheiterter geplanter Wirtschaftssysteme 

2.3.2.1. Der Nationalsozialismus im Dritten Reich (1933 – 1945) 

F. A. von Hayek stellte die gewagte These auf, dass es eine enge Verwandtschaft 

zwischen den Kommunisten und den Nationalsozialisten gebe. Beide hätten zum 

Ziel, Sozialisten zu rekrutieren und die ihnen dadurch zugesprochene Macht für 

ihre Ideologie zu nutzen.55 

Da in der Diktatur Adolf Hitlers ab 1933 die Wirtschaft in erster Linie auf 

Rüstungsproduktion ausgelegt war und die Reichsregierung eine gleichzeitige 

wirtschaftliche Selbstständigkeit und Vollbeschäftigung anstrebte, wurde sich für 

deren Gewährleistung planwirtschaftlicher Mittel bedient.56 Daher wird das 

Wirtschaftssystem Deutschlands in der Zeit von 1933 bis 1945 auch als Wehr– 

oder Kriegswirtschaft bezeichnet (siehe 2.1.). Dem Anspruch der politischen, 

wirtschaftlichen und militärischen Vormachtstellung wurde durch eine 

weitestgehend kapitalistisch geprägte Zentralverwaltungswirtschaft Sorge 

getragen. Um eine militärische Überlegenheit herzustellen, musste die komplette 

Wirtschaft im Rahmen der nationalsozialistischen Gleichschaltung auf 

Kriegsproduktion umgestellt werden, was nur durch Planwirtschaft zu 

                                                           
55 Hayek (1952), S. 51. 
56 Vgl. Einecke (Hg.) (2011). 
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ermöglichen war. Es lässt sich hierbei erkennen, dass Planung in diesem Fall 

lediglich als Kalkül des ideologischen Führungsanspruchs diente und sich hierbei 

nicht dem Wirtschaftssystem angepasst wurde, was gesamtwirtschaftlich am 

produktivsten und stabilsten ist. Die vollständige Autarkie, die durch die 

Regierung des Dritten Reiches zur Demonstration der Stärke Deutschlands 

angestrebt wurde und der sich mit Hilfe der Planwirtschaft genähert werden sollte, 

konnte trotzdem nie erreicht werden. Die große Kriegsmaschinerie kurbelte zwar 

die Nachfrage in der Rüstungsindustrie an, die Verschuldung nahm jedoch mehr 

und mehr zu und führte zur Unterversorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln 

im eigenen Land, vor allem in den letzten Kriegsjahren. Bei gleichzeitig 

abnehmendem Sozialprodukt stieg die Gesamtverschuldung im dritten Reich im 

Zeitraum von 1933 bis 1945 jedes Jahr um 31,56 % im Vergleich zum Vorjahr 

an.57 Allein auf die Kriegsjahre bezogen, wurden sogar durchschnittlich 41,42 % 

Steigerung der Schulden bezogen auf das jeweilige Vorjahr erreicht. Der Totale 

Krieg verschlang Unmengen an Kosten, die komplett in die Rüstungsindustrie 

gingen. Vorgesehen war, dass die Eroberungen und Besetzungen von Gebieten im 

Osten diese Schuldenlast kompensieren würden. Dieser Plan scheiterte am 

Kriegsverlauf. Der Ausgang des Krieges im Jahr 1945 führte zum Untergang des 

dritten Reiches. Doch unabhängig davon war die komplette Wirtschaft schon 

Anfang der Vierzigerjahre geschwächt und verlangte von der Bevölkerung durch 

die fortbestehende Konzentration aller Mühen auf die Rüstung, großes Leid zu 

ertragen.  

 

2.3.2.2. Sowjetunion (1917 – 1991) 

Die ideologische Perspektive der Sowjetunion war der Aufbau einer 

kommunistischen Gesellschaft. Diese Wegbeschreitung wurde durch 

Überwachung und Lenkung durch das Zentralorgan der Kommunistischen 

Führungspartei KPdSU eingeleitet. Ab der Regierungszeit unter Josef Stalin Ende 

der Zwanzigerjahre wurde der massive Ausbau der Industrie und die dazu 

notwendige Verfestigung der Zentralverwaltungswirtschaft verfolgt. Der Kalte 

Krieg zwischen den zwei politischen Ideologien des Kommunismus und des 

Kapitalismus war in der Nachkriegszeit prägend für die weltweiten 

                                                           
57 Vgl. Deutsche Bundesbank (Hg.) (1976), S. 313. 
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Machtkonstellationen. Der Kommunismus in der Sowjetunion sowie der 

Kapitalismus, der durch die Vereinigten Staaten von Amerika geprägt war und der 

westlichen Welt seinen Stempel aufsetzte, verfolgten auf der einen Seite konträre 

Anschauungen von Demokratie, aber vertraten auf der anderen Seite auch 

gegensätzliche Ansichten von einem gerechten Wirtschaftssystem. Ab Ende des 

zweiten Weltkrieges entstand ein regelrechter Wettkampf zwischen den 

Großmächten, der nicht nur politisch ausgetragen wurde, sondern Wirtschaft und 

Kultur ebenfalls beeinflusste und sogar bis hin zur Raumfahrt reichte. Waren bis 

Ende der Sechzigerjahre die Wachstumszahlen der UdSSR noch sehr hoch, belief 

sich das Wirtschaftswachstum im Jahre 1985 nur noch auf etwas über zwei 

Prozent.58 Die sinkenden Kennzahlen sind aber nicht Auslöser des Scheiterns der 

Sowjetrepublik, wie Paul R. Gregory von der University of Houston resümiert.59 

Sie symbolisieren nicht ein weiteres Zurückfallen im internationalen Vergleich, 

als viel mehr ein Scheitern des Aufholversuchs auf die Wirtschaftsleistung des 

Westens. Gregory führt den Zusammenbruch der UdSSR auf die Reformen 

Gorbatschows zurück, der 1985 zum Generalsekretär der KPdSU gewählt wurde. 

Die Erkenntnis, dass die stetig steigenden Ausgaben für die Rüstungsindustrie und 

damit in den Kalten Krieg bei gleichzeitigen Problemen in der 

Konsumgüterversorgung unweigerlich ins Chaos führten, geht auf Gorbatschow 

zurück. Dieser setzte ein Reformprogramm auf, was gekennzeichnet war durch 

die zwei Begriffe „Glasnost“ (gesellschaftliche Offenheit) und „Perestroika“ 

(Umgestaltung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens). Diese im 

Führungskader hart umstrittenen Reformen sahen vor, die sowjetische 

Planwirtschaft durch marktwirtschaftliche und deshalb auch zwangsweise 

demokratische Elemente zu ergänzen. Konkret hieß dies, den Kampf gegen 

Korruption, die Schließung verlustreicher Unternehmungen und die 

Verkleinerung der Bürokratie auf die Agenda zu setzen sowie Eigenständigkeit 

und Verantwortungsbereitschaft in der Bevölkerung zu fördern.60 Vor allem die 

wirtschaftliche Umgestaltung kam jedoch nur schleppend in Gang. Während diese 

ebenso die außenpolitische Öffnung und die diplomatische Versöhnung zwischen 

Ost und West zur Folge hatte, wurde im Volk der Sowjetunion eine Kraft 

bestehend aus Demokratie-, Freiheits- und Unabhängigkeitsbestrebungen 

                                                           
58 Vgl. Speckmann (2011). 
59 Vgl. ebenda. 
60 Vgl. Schwarzrock (1992), S. 6. 
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geweckt, die letztendlich zum Zerfall der Sowjetunion 1991 führten. 

Gorbatschows Reformen brachten also durch größere Transparenz einen Stein ins 

Rollen, den er nicht mehr zu stoppen vermochte. Die Menschen wollten die 

Planwirtschaft und den Sozialismus hinter sich lassen. Der Wunsch Michail 

Gorbatschows, die Planwirtschaft durch marktwirtschaftliche Reformen und eine 

gerechtere Durchführung am Leben zu erhalten, konnte sich aus diesem Grund 

nicht erfüllen.  

 

2.3.2.3. Deutsche Demokratische Republik (1949 – 1989) 

Nach dem Ende des zweiten Weltkriegs und nach den Beschlüssen der Potsdamer 

Konferenz wurden Deutschlands äußere Grenzen neu geregelt. Gleichzeitig wurde 

eine Aufteilung innerhalb Deutschlands in Besatzungszonen vorgenommen, die 

später in die Teilung Deutschlands in zwei Staaten mündete. Aus der sowjetischen 

Besatzungszone im Osten ging im Jahr 1949 die Deutsche Demokratische 

Republik (DDR) hervor.61 Bis zu ihrer Auflösung 1990 war sie jedoch nicht nur 

politisch, sondern auch wirtschaftlich von der ehemaligen Besatzungsmacht 

Sowjetunion abhängig. Darauf ist auch zurückzuführen, dass die DDR-Wirtschaft 

nach sowjetischem Vorbild durch eine staatliche Plankommission gesteuert 

wurde. Allerdings wies die Situation der DDR innen- sowie außenpolitisch andere 

Charakteristika auf als der Bruderstaat der UdSSR. Das geteilte Deutschland war 

den Siegermächten mehr oder weniger ausgeliefert und wurde im Kalten Krieg je 

nach unterschiedlicher Ideologie behandelt. Waren für die USA eine langfristige 

Friedenspolitik und der Aufbau langandauernder Handelsbeziehungen zur BRD 

von Bedeutung, war die Sowjetunion darauf bedacht, die Abhängigkeit der DDR 

von der Sowjetunion zu schüren und zu sichern. Ein erklärtes Ziel der 

sowjetischen Deutschlandpolitik war außerdem, Deutschland nie wieder die 

Chance zu gewähren, die wirtschaftliche und militärische Macht zu besitzen, 

einen Krieg anzufangen. Während die westlichen Besatzungsmächte 

weitestgehend auf ihre ursprünglichen Reparationsforderungen zum Zweck der 

wirtschaftlichen Etablierung Westdeutschlands verzichteten, wurden durch die 

Sowjetunion in der DDR großzügig Gleise, Maschinen und sogar ganze Betriebe 

demontiert sowie auf die Zahlung von Reparationen bestanden. Der ohnehin 

                                                           
61 Vgl. Stiftung Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland (2012). 
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durch Kriegszerstörungen wirtschaftlich geschwächte Osten Deutschlands hatte 

somit nicht die Chance wie der Westen, sich aus eigener Kraft zu entwickeln und 

war nicht in der Lage eine unabhängige und funktionierende Außenwirtschaft zu 

etablieren. Ein Wirtschaftswunder wie in der BRD blieb aus diesen Gründen in 

der DDR aus. Es ist aus heutiger Sicht wichtig, den Fakt zu berücksichtigen, dass 

Westdeutschland vom Marshallplan profitieren konnte, der von der USA initiiert 

wurde, um durch große Finanzzuwendungen Westeuropa zum Wiederaufbau der 

Wirtschaft zu verhelfen und sich damit auch selbst Absatzmärkte zu erschließen.62 

Die Ausgangsbedingungen waren somit schon Anfang der Fünfzigerjahre in Ost- 

und Westdeutschland sehr unterschiedlich. Der Vorteil für die USA war, die 

wirtschaftliche Stärke und Überlegenheit des Westens im Vergleich zu den durch 

die Sowjetunion beeinflussten sozialistischen Staaten auf die Ideologie rückführen 

und für Propagandazwecke nutzen zu können. 

Anfang der Achtzigerjahre hatte die Kluft zwischen Ost und West ein hohes 

Niveau erreicht. Gerhard Schürer, Planungschef der DDR von 1965 bis 1989, 

wurde im bedeutsamen Jahr 1989 mit der Aufgabe betraut, eine “Analyse der 

ökonomischen Lage der DDR mit Schlussfolgerungen”63 aufzusetzen. Dieses 

Papier ging als der Schürer-Bericht in die Geschichte ein, der die Verschuldung 

und die Fehlinvestitionen der DDR dokumentierte. Er bot dem damaligen Regime 

eine  klar formulierte Analyse der Wirtschaftssituation dar und gibt noch heute 

darüber Aufschluss, wie es um die wirtschaftliche Situation der DDR in ihren 

letzten Jahren bestellt war. Die mit Amtsantritt Erich Honeckers verbundenen 

Reformen im Wohnungsbau hatten die parallele Vernachlässigung anderer 

Bereiche wie Gesundheit und Industrie zur Folge. Die Gesamtverschuldung der 

DDR in nicht-sozialistischen Ländern ist durch die hohen Ausgaben auf ein 

Niveau gestiegen, was „die Zahlungsfähigkeit der DDR in Frage stellt[e]“.64 Harte 

Einschnitte wurden von Schürer gefordert, um die Aufrechthaltung der 

Zahlungsfähigkeit der DDR zu gewährleisten. Jedoch war er sogleich 

pessimistisch, dass eine Zahlungsfähigkeit in realistischer Weise überhaupt 

erreicht werden könne. Denn, um die Schuldenlast nicht größer werden zu lassen, 

hätte die ostdeutsche Bevölkerung ihren Lebensstandard um ca. 30 % senken 

müssen. Die zu dieser Zeit ohnehin schon zahlreichen aktiven Demonstranten 
                                                           
62 Vgl. Smitha (2013). 
63 Vgl. Thüringer Allgemeine (Hg.) (2010). 
64 Ebenda. 
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hätten solche Maßnahmen allerdings nicht akzeptiert und die Stimmung wäre 

schnell umgekippt, was Schürer zu erkennen verstand. In seinen 

Schlussfolgerungen spricht sich Schürer für große Finanzkredite bei der BRD aus 

und geht sogar so weit, die Grenze der zwei deutschen Staaten in Frage zu stellen 

und noch für das zwanzigste Jahrhundert eine Wiedervereinigung für möglich und 

erforderlich zu erklären.65 

Es ist zusammenfassend zur Bewertung der Rolle der Planwirtschaft als solche für 

das Scheitern des Systems der DDR zu berücksichtigen, dass die 

Ausgangsbedingungen zwischen Ost und West schon zur Gründung der beiden 

Staaten nicht ebenbürtig waren. Die Planwirtschaft war jedoch ungeeignet, die 

Wirtschaft erstarken zu lassen und die Nachfrage voll zu befriedigen. Dass die 

DDR letztlich durch eine friedliche Revolution unterging, hatte allerdings in erster 

Linie politische Gründe.  

 

3. Planwirtschaft heute 

3.1. Beispiele aktuell existierender Planwirtschaften und Mischformen 

3.1.1. Kuba 

Der Staat Kuba besteht seit Mitte der Sechzigerjahre als kommunistische Diktatur 

mit sozialistischer Planwirtschaft. Bis 1990 war Kuba Mitglied des Rates für 

gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) und konnte dadurch von hohen 

Subventionen seitens der Sowjetunion profitieren.66 Vor allem günstigere 

Rohölpreise sowie erhöhte Preise für den Export von Zuckerrohr, auf den die 

kubanische Wirtschaft hauptsächlich ausgelegt ist, waren große Vorteile, die aus 

dieser Zusammenarbeit gezogen werden konnten. Nicht verwunderlich ist es 

deshalb, dass nach Auflösung der Sowjetunion und des RGW die Wirtschaft 

Kubas um 37 Prozent zusammenbrach67, was den Staat dazu zwang, 

wirtschaftliche Umstrukturierungen vorzunehmen und auch marktwirtschaftliche 

Strukturen einzuführen. Internationale Zusammenarbeit wird auch heute noch 

weitestgehend mit anderen sozialistischen Staaten wie zum Beispiel China 

                                                           
65 Vgl. ebenda. 
66 Vgl. Deutsche Botschaft Havanna (Hg.) (2013). 
67 Vgl. ebenda. 
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betrieben. So wurden etwa Joint Ventures zugelassen, um ausländische Firmen 

anzuziehen und um die stark benötigten Devisen in das Land einführen zu 

können. Allerdings dürfen diese Firmen per Gesetz nur zu maximal 49 Prozent 

Anteilseigner an den kubanischen Unternehmen sein, um die kubanische 

Wirtschaft nichtsdestotrotz zum Hauptprofiteur dieser Kooperation zu machen. 

Komplizierte Bedingungen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und niedrige 

Zahlungsmoral innerhalb Kubas lassen ausländische Unternehmen allerdings 

vorsichtig werden.  So ist es zu erklären, dass die Zahl der Joint Ventures von 

2009 bis 2012 um 18 Unternehmen auf nur noch insgesamt 240 sank.68 Kuba, 

einst größter Rohrzuckerproduzent der Welt, fand seit 2003 wieder zur 

Planwirtschaft zurück. Der Anstieg der Weltmarktpreise, die Verringerung der 

Anbaufläche um 60 Prozent sowie die mangelhafte Produktivität der 

Landwirtschaft, zwingen den Staat aktuell dazu, 80 Prozent der Lebensmittel aus 

dem Ausland zu importieren.69 Güterknappheit und eine chronische 

Unterversorgung gehören für Kubaner zur Tagesordnung, woran die 

Mangelwirtschaft einen großen Einfluss hat. Eine schlechte Infrastruktur, auch in 

Hinsicht der Energie- und Wasserversorgung, die stetig steigende 

Auslandsverschuldung sowie der Preisverfall des in Kuba produzierten Nickels 

tragen außerdem dazu bei, dass die wirtschaftliche und soziale Lage Kubas immer 

mehr in Schieflage gerät. Die Planwirtschaft hat demzufolge an den 

Schwierigkeiten im Land einen großen Anteil. Allerdings ist der Staat Kuba mit 

einem kostenlosen Gesundheits- und Bildungssystem ausgestattet und kann  somit 

größeres Leid in der Bevölkerung verhindern.70 Trotzdem bestehen ernsthafte 

Liquiditätsprobleme durch die Auslandsverschuldung in Höhe von rund 14 

Milliarden Euro, die die Regierung derzeit veranlasst, das Sozialsystem zu 

rationalisieren, Subventionen zu kürzen und eine halbe Million Stellen im 

öffentlichen Dienst zu streichen.71  

 

 

 

                                                           
68 Vgl. Fuchs (2013). 
69 Vgl. Deutsche Botschaft Havanna (Hg.) (2013). 
70 Vgl. Wirtschaftsblatt (Hg.) (2011). 
71 Vgl. ebenda. 
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3.1.2. China 

Die Volksrepublik China ist unter den heute noch existierenden 

Zentralverwaltungswirtschaften mit besonderen Merkmalen ausgestattet. Es stellt 

sich die Frage, wodurch sich dieses Land von den anderen Planwirtschaften 

abhebt und es sich durchaus zu den großen Wirtschaftsnationen der Erde zählen 

kann. Das Wirtschaftssystem der Volksrepublik China kombiniert seit ungefähr 

20 Jahren eine dezentrale und marktwirtschaftliche Ressourcenallokation mit 

staatlichem und auch zu gewissen Teilen privatem Eigentum an 

Produktionsmitteln. China wird aus diesem Grund als sozialistische 

Marktwirtschaft (siehe 3.3.1.) bezeichnet.72 Das Zusammenspiel von 

Privatwirtschaft und Planwirtschaft mit Fünf-Jahres-Plänen ermöglichte jährlich 

bislang sehr hohe Wachstumszahlen. Um die Effizienz der ehemals staatlichen 

Unternehmen zu erhöhen, wurden diese, außer in strategisch sehr wichtigen 

Branchen, in private Hand gegeben. Kleinere Staatsunternehmen wurden teils 

privatisiert, teils sogar geschlossen, wodurch indes die Arbeitslosigkeit in den 

Städten weiter zunahm. Die Bedeutung des staatlichen und kollektiven Sektors 

überwiegt trotzdem immer noch deutlich die des privaten Sektors.73 Die hohen 

Wachstumszahlen sind auch auf die Masse an Arbeitskräften zurückzuführen, die 

unter teilweise inhumanen Arbeitsbedingungen zu geringem Lohn arbeiten 

müssen. Dieser bedeutsame Standortvorteil durch die geringen Lohnkosten wird 

auch von vielen ausländischen Firmen genutzt, die ihre Produktion ins chinesische 

Ausland verlegen, um von einer hohen Quantität an billigen Arbeitskräften zu 

profitieren. Die marktwirtschaftlichen Tendenzen innerhalb Chinas lassen 

zumindest darauf schließen, dass nach einer Öffnung des Marktes und intensiv 

betriebenem Außenhandel eine reine Planwirtschaft nicht mehr möglich ist. Um 

der weltweiten Finanzkrise entgegenzuwirken wurde schon im Jahr 2008 

frühzeitig ein Stimulus-Plan in Höhe von vier Billionen Yuan (entspricht 586 

Milliarden US-Dollar) eingeführt. Er förderte in den Folgejahren die Infrastruktur, 

wichtige Industriezweige, den Wohnungsbau sowie das Gesundheits- und 

Bildungssystem kräftig.74 Große Vorteile des chinesischen Krisenmanagements 

bildeten hier das frühe Reagieren der Behörden auf Anzeichen einer Krise und die 

rasche Ermöglichung effektiver Strukturförderungen durch die hierarchische 
                                                           
72 Vgl. Fischer (2006), S. 9-14. 
73 Vgl. Burns (2000), S. 423. 
74 Vgl. Schmidt (2009). 
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Struktur des Systems und bestimmter Planungsmechanismen, während die 

finanziellen Mittel vor allem aus den Abgaben der mitunter ausländischen 

Unternehmen an die regionalen Banken gewonnen werden konnten.75 Die 

Planwirtschaft trug damit entscheidend zur Krisenbewältigung bei und hat in der 

Verbindung mit marktwirtschaftlichen Elementen für China eine positive 

Wirkung. 

 

3.1.3. Vietnam 

Nach den Zeiten des Krieges zunächst gegen Frankreich, später gegen die USA, 

hatte Vietnam Schwierigkeiten, auch in Friedenszeiten zu einem geeigneten 

Wirtschaftssystem zu finden. Wenngleich mit dem chinesischen oder dem 

sowjetischen Modell bis in die Achtzigerjahre des zwanzigsten Jahrhunderts 

experimentiert wurde, strebt das kommunistische Regime der sozialistischen 

Republik Vietnams seit der Jahrtausendwende eine Marktliberalisierung und die 

Etablierung eines Rechtsstaates an.76 Eingeleitet wurde die Transformation von 

der Plan- zur Marktwirtschaft jedoch schon 1986 mit der Einführung des „doi 

moi“ – Programms (zu dt. „Erneuerung“).77 In sehr kurzer Zeit etablierte sich 

Vietnam dadurch auf dem Weltmarkt und ist für viele internationale Firmen 

aufgrund niedriger Arbeitslöhne attraktiv. Obwohl Staatsunternehmen nach wie 

vor den substantiellen Teil der Wirtschaft ausfüllen, werden immer mehr 

profitable Großbetriebe privatisiert. Allerdings werden Parteimitglieder bei 

Krediten, Landverteilung und Geschäftsinteressen immer noch stark bevorteilt.78 

Trotz des bestehenden Führungsanspruchs der Kommunistischen Partei 

verwandelt sich die Planwirtschaft Vietnams nach und nach in eine 

Marktwirtschaft, ist aber aufgrund ihrer Merkmale auf dem Weg zu einer 

sozialistischen Marktwirtschaft nach dem Modell Chinas. Denn am 

Führungsanspruch der Kommunistischen Partei Vietnams wird sich in absehbarer 

Zukunft nichts ändern, da er in der Verfassung verankert ist.79 Die Planwirtschaft 

ist jedoch am Willen Vietnams, der internationalen Konkurrenz die Stirn zu 

bieten, gescheitert. 
                                                           
75 Vgl. ebenda. 
76 Vgl. Ngoc (Hg.) (2013). 
77 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2003). 
78 Vgl. Südwestrundfunk (2007). 
79 Vgl. ebenda. 
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3.1.4. Frankreich 

Erst im Jahr 2005 kündete der französische Premierminister Dominique des 

Villepin an, das Plankommissariat des französischen Regierungsapparates in ein 

Zentrum für strategische Analysen umzuwandeln.80 Nichtsdestotrotz gibt diese 

Institution weiterhin statistische Anhaltspunkte für die nächsten Jahre heraus, die 

der Regierung als beratendes Instrument dienen soll. Ursprünglich 1946 zum 

Wiederaufbau der französischen Wirtschaft eingeführt, konnte die Planification in 

den ersten Jahren nach dem Krieg zu einer Stabilisierung führen. Doch durch den 

die voranschreitende Globalisierung und vor allem durch die Ölkrise 1973, 

zeigten sich die negativen Auswirkungen des starren Systems der Fünf-Jahres-

Pläne. Viele der großen Unternehmen wie die Post, das Banksystem sowie Teile 

der Autoindustrie sind noch heute voll- oder halbstaatlich. Auch haben die 

Sozialgesetze Frankreichs weitreichenden Einfluss auf Unternehmen. So arbeiten 

die Franzosen zum Beispiel mit 35 Stunden pro Woche deutlich unter dem 

europaweiten Durchschnitt und stellen mit dem Renteneintrittsalter von 60 Jahren 

einen Rekord auf. Der gesetzliche Mindestlohn (SMIC) von neun bis zehn Euro 

pro Stunde im Zusammenspiel mit dem rigiden Kündigungsschutz stellt den 

Arbeitnehmer in Frankreich in eine vorteilhafte Position. Jedoch haben diese 

gesetzlichen Regelungen auch negative Effekte auf ebenjene Arbeitnehmer und 

damit auf den so wichtigen Mittelstand. Denn die französischen Unternehmen 

stellen nicht mehr zu unbefristeten Arbeitsverhältnissen ein und stellen Verträge 

meist nur auf sehr kurze Dauer aus.81 Ebenjene Gesetze sind mitunter 

verantwortlich für die hohe Arbeitslosenquote von über zehn Prozent in 

Frankreich im Jahr 2012.82 Im Gegensatz zu den Wegen, die Italien und Spanien 

hin zu einer Marktliberalisierung einschlugen, sieht die sozialistische französische 

Regierung die Lösung dieses Problems in mehr Regulierung und verspricht, 

„Entlassungen für die Unternehmen so teuer zu machen, dass sie sich nicht 

lohnen" und zu verhindern, „dass Unternehmen Jobs streichen, um ihre 

Profitabilität zu steigern“.83 Frankreich ist zwar nicht mehr durch 

Wirtschaftspläne einer Planwirtschaft zuzuordnen, jedoch sind die staatlichen 

                                                           
80 Vgl. Die Welt (2005). 
81 Vgl. Frinkenzeller (2013). 
82 Vgl. INSEE (2013). 
83 ZEIT ONLINE (2012). 
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Eingriffe und damit der Einfluss der Regierung auf den Privatsektor immer noch 

sehr groß und es wird sich zeigen, welchen Weg Frankreich in Zukunft bestreitet. 

 

3.2. Die wirtschaftspolitische Linke in Deutschland und Europa 

Die Partei, die sich in Deutschland parlamentarisch am äußersten linken Rand des 

Parteienspektrums befindet, nennt sich DIE LINKE. Sie sieht den derzeitig 

vorherrschenden Kapitalismus als Etappe der Menschheitsentwicklung zum 

demokratischen Sozialismus an, da dieser durch Frieden, Solidarität und 

Gerechtigkeit geprägt ist.84 Diese Partei kämpft für „gesellschaftliche Alternativen 

jenseits der kapitalistischen Produktions- und Lebensweise“85 und stellt in der 

Eigentumsfrage den Anspruch, die Wirtschaft emanzipatorischen, sozialen und 

ökologischen Maßstäben zu unterwerfen. Mit dem Schlagwort 

„Wirtschaftsdemokratie“86 ummanteln sie in ihrem Parteiprogramm den Wunsch, 

eine Wirtschaft zu etablieren, die vom Volk bestimmt wird. Durch einen 

ausgeprägten Interventionismus sollen soziale Ungerechtigkeiten verhindert 

werden.  

Auch außerhalb Deutschlands wird von Parteien des linken Spektrums die 

Forderung nach mehr staatlicher Regulierung vertreten. Die linken Parteien in 

Europa erhalten immer mehr Zustimmung während des derzeitigen politischen 

Diskurses über die Finanzkrise und den richtigen Weg, ihr zu begegnen. Grund 

für den Auftrieb dieser Parteien ist die so genannte Modernisierungskrise, die sich 

durch Deindustrialisierung, Globalisierung und die Wahrnehmung auszeichnet, 

der Staat könne nicht mehr der Aufgabe des Wohlfahrtsstaates gerecht werden.87 

Da im Zuge der Globalisierung unter anderem immer mehr Unternehmen ihre 

Produktionsstandorte in Billiglohnländer verschieben oder um konkurrenzfähig zu 

bleiben, Löhne kürzen oder Entlassungen vornehmen müssen, bieten linke 

Parteien ein Forum für direkt oder indirekt Betroffene. Die Parteien setzen 

sich für diese Menschen ein und versuchen, ihre Situation zu verbessern und 

ihnen eine parlamentarische Lobby zu geben. Konkurrenzfähigkeit und 

marktwirtschaftliche Erwägungen des Unternehmers sind für Parteien am linken 
                                                           
84 Vgl. DIE LINKE (2013) [1]. 
85 Ebenda. 
86 DIE LINKE (2013) [2]. 
87 Vgl. March (2008). 
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Rand allerdings zweitrangig, da sie wie beispielsweise die Partei DIE LINKE in 

ihren Parteiprogrammen diese Elemente unbeachtet lassen und die soziale 

Sicherung betonen.88 Es ist anzumerken, dass diese Politik auf kurze Sicht 

mitunter auch aus wahltaktischen Gründen verfolgt wird. Denn wie am Beispiel 

Frankreichs zu sehen ist, haben etwa Kündigungsschutz und Mindestlohn negative 

Folgen für den Unternehmer, die Umsatz- und Qualitätsverluste mit sich bringen 

oder mitunter sogar in die Insolvenz führen können, was letzten Endes auch den 

Arbeitnehmer trifft. Speziell in Deutschland halten außerdem viele Wähler die 

Vorschläge der gemäßigt linken Sozialdemokratischen Partei (SPD) für 

realistischer.89 Allerdings spielt hier auch die Geschichte und die Kultur des 

jeweiligen Landes eine wichtige Rolle, denn diese prägt das Volk und kann auch 

zu stetigem Erfolg einer Ideologie führen. So ist es zu erklären, dass die USA 

aufgrund des langandauernden Kalten Kriegs eine ablehnende Grundhaltung 

gegenüber interventionistischen Ideen entwickelt haben und sozialistische 

Parteien, wie sie in Europa existieren aus rein ideologischen und mittlerweile auch 

kulturellen Gründen als realitätsfern abtun. Es ist dennoch als positiv zu 

betrachten, dass es durch diese linken Parteien einen parlamentarischen Diskurs 

über soziale Missstände gibt, der zu deren Beseitigung führen kann.  

 

3.3. Beispiele von Alternativen zur reinen Planwirtschaft 

3.3.1. Sozialistische Marktwirtschaft 

Die sozialistische Marktwirtschaft ist eine Wirtschaftsordnung, die neben 

zentraler Planung und Lenkung der Wirtschaft auch marktwirtschaftliche 

Elemente wie freie Preisbildung und Konkurrenz von Staatsbetrieben beinhaltet.90 

Sie ist außerdem der offizielle Begriff für das Wirtschaftssystem Chinas. Dieser 

Wirtschaftsordnung wohnt die Grundüberzeugung inne, dass Marktwirtschaft das 

geeignete System ist, um Angebot und Nachfrage am effizientesten 

auszubalancieren. Jedoch besteht, wie in China oder Vietnam, ein 

Führungsanspruch der kommunistischen Partei, die ihre Macht und ihren Einfluss 

auch auf die Wirtschaft ausübt. Hierarchische Strukturen sind daher nicht nur 

                                                           
88 Vgl. DIE LINKE (2013) [1]. 
89 Vgl. Vitzthum (2013). 
90 Vgl. Bibliographisches Institut (2013). 
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politisch, sondern auch wirtschaftlich vorhanden und der staatliche Sektor nimmt 

einen großen, wenn nicht gar den größten Anteil des Wirtschaftssystems an.91 

Obwohl sich an politischen Problemen wie Unterdrückung und 

Menschenrechtsverletzungen nicht zwangsläufig etwas ändert, bietet die 

sozialistische Marktwirtschaft eine Alternative zur reinen Planwirtschaft, da sie 

die Nachfragesättigung der Bevölkerung und eine allgemeine 

Wohlstandssteigerung durch ihre privatwirtschaftlichen Elemente eher 

bewerkstelligen kann. 

 

3.3.2. Demokratischer Sozialismus 

Die Idee des Demokratischen Sozialismus wurde 1959 im Godesberger Programm 

der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands entwickelt und macht sich zum 

Ziel, die sozialistischen Grundwerte von Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 

auf einem demokratischen Wege zu verwirklichen.92 Dieses Leitbild wurde auch 

2007 erneut von der SPD im Hamburger Programm aufgegriffen und als ihre 

Vision, die es zu verwirklichen gilt, beschrieben.93 Im Wesentlichen verstehen die 

Sozialdemokraten darunter die soziale Marktwirtschaft, die Partei DIE LINKE 

sehen den demokratischen Sozialimus hingegen als „die Unterordnung der 

Produktions-, Verteilungs- und Konsumtionsweise unter das Prinzip (…)“94 der 

Freiheit und der Solidarität. Die Gemeinsamkeiten all der unterschiedlichen 

Auffassungen dieses Begriffs liegen darin, dass sie ein egalitäres 

Gerechtigkeitskonzept, einen demokratischen Rechtsstaat, sozialstaatliche 

Sicherungen für den Bürger, sozial verträgliche Begrenzung oder Überwindung 

des Privateigentums sowie die politische Regulierung und gesellschaftliche 

Einbindung des Wirtschaftssektors anstreben.95 

 

 

 

                                                           
91 Vgl. Frehner (2008). 
92 Vgl. Schubert/ Klein (2011) [2] 
93 Vgl. N-TV (2007). 
94 Dietzel (2003). 
95 Vgl. Meyer (2007), S. 11-13. 
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3.3.3. Gemeinwohl-Ökonomie 

Hinter dem Begriff der Gemeinwohl-Ökonomie, der von Christian Felber erst vor 

wenigen Jahren entwickelt wurde, steckt die Hinterfragung des aktuellen 

Wirtschaftssystems und dessen Wertvorstellungen. Die Gemeinwohl-Ökonomie 

geht der Frage nach, welche Wirtschaftsform dem Individuum die größtmögliche 

Freiheit gewährleistet. Der Österreicher Christian Felber stellt einen Widerspruch 

der kapitalistischen Werte wie Leistung, Konkurrenz, Effizienz, Gewinn und 

Wachstum zu unseren demokratischen und humanistischen Grundwerten wie 

Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Verantwortung fest.96 Er hält mit seiner 

Lehre die Auslegung unseres wirtschaftlichen Wertesystems für grundlegend 

falsch und führt dies auf falsch konzipierte Anreize zurück. Durch die jahrelange 

kapitalistische Lebensweise sei der Mensch mittlerweile fälschlicherweise auf 

Gewinnmaximierung konditioniert, obwohl andere Werte für uns von viel 

größerer Bedeutung sind.„Wir messen nicht das, was uns eigentlich wichtig ist - 

Vertrauen, Sicherheit, Wertschätzung, Bedürfnisbefriedigung -, sondern 

Geldaggregate.“97 Es wird eine Welt angestrebt, die diese Werte und die Freiheit 

aller Menschen in den Vordergrund stellt. Damit fühlt er der Mentalität der 

modernen Gesellschaft auf den Zahn, die sich laut einer Umfrage der 

Bertelsmann-Stiftung im Jahr 2010 in Deutschland zu 88 Prozent eine neue 

Wirtschaftsordnung wünschen.98 Jedoch soll in einem solchen System nicht direkt 

eingegriffen werden, sondern ein ausgeklügeltes Regelwerk entstehen, was für 

jeden das größtmögliche Glück bewerkstelligt. Vertreter der Gemeinwohl-

Ökonomie kritisieren den Kapitalismus wegen seiner sozialdarwinistischen 

Denkweise als überholt, da in ihr davon ausgegangen wird, dass der gegenseitige 

Wettkampf zwischen Individuen der Gesellschaft der Natur des Menschen 

innewohnt.99 Jedoch wird ebenso der Kommunismus kritisiert, da in einem 

solchen System die Freiheit der Menschen in erheblichem Maß eingeschränkt 

wird. Vertreter dieser Denkweise warnen davor, auf der Suche nach einer besseren 

Wirtschaftsform  Fehler Hayeks und seines Mitstreiters Friedman zu wiederholen. 

Es wird Kritik geübt an der neoliberalen Sichtweise, dass wirtschaftliche Freiheit, 

also Privateigentum und Wettbewerb, Voraussetzung für jede andere Art von 

                                                           
96 Vgl. Felber (2008), S.9. 
97 Felber (2010). 
98 Vgl. ebenda. 
99 Vgl. Felber (2008), S. 10. 
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Freiheit ist. Dadurch entstünden oft Ungerechtigkeiten und Unfreiheiten, wie es 

durch Felber am Beispiel der Welthandelsorganisation (WTO) erläutert wird, die 

bewusst außerhalb der UNO angesiedelt sei und daher keine Rücksicht auf 

Menschen und Arbeitsrechte, soziale Sicherheit, Umweltschutz oder 

Ernährungssicherheit nehmen muss und dem Handelsrecht Vorrang vor allen 

anderen gibt.100 Gemeinwohl statt Eigennutz, Kooperation statt 

Konkurrenzkampf, Sinn und soziale Anerkennung als Anreize statt Angst, 

Selbstwert-Kompensation und Gier sind die Ideale Felbers Ansatz.101 Er grenzt 

sich aber streng vom Realsozialismus ab, indem seines Erachtens aus einer 

freiheitlichen Selbstbestimmung wirtschaftliche Eigeninitiative erwächst. Beides 

seien notwendige Grundpfeiler der Gesellschaft. Er idealisiert eine 

„postkapitalistische Gesellschaft“, in der es keine gewinnorientierten 

Unternehmen gibt, sondern Unternehmer, die zum demokratisch definierten 

Gemeinwohl einen Beitrag leisten wollen und beispielsweise finanzielle 

Überschüsse an regionale Hausbanken geben, die wiederum Investitionen in 

andere Unternehmen tätigen können.102 Weniger konkret und praktisch als 

abstrakt gibt Christian Felber seine Vorstellung eines fairen Wirtschaftssystems 

wieder. Da diese mitunter wirtschaftspsychologischen Ideen noch sehr jung sind, 

bleibt abzuwarten, welchen Erfolg die Gemeinwohl-Ökonomie haben wird und ob 

sie überhaupt real umsetzbar ist. 

 

 

4. Fazit und Ausblick 

Nach den Betrachtungen der Planwirtschaften im Laufe der Geschichte sowie in 

der heutigen Zeit bleibt die Frage zu beantworten, inwiefern Planung als 

wirtschaftspolitisches Instrument heute noch in Frage kommt und realisierbar ist. 

Dafür bedarf es der Untersuchung zweier unterschiedlicher Punkte. Einerseits ist 

es die Frage, ob die Einführung der Planwirtschaft zu einer Weiterentwicklung der 

Gesellschaft führen würde. Auf der anderen Seite ist es von Bedeutung, welche 

ideologischen Gesichtspunkte zum Tragen kommen. 

                                                           
100 Vgl. Felber (2008), S. 16. 
101 Vgl. Felber (2008), S. 131. 
102 Vgl. Felber (2008), S. 277. 
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Die theoretische Abhandlung der Ökonomen des neunzehnten und zwanzigsten 

Jahrhunderts und besonders die Socialist Calculation Debate haben gezeigt, dass 

Befürworter einer zentral geplanten Wirtschaft in der fachlichen Argumentation 

ins Hintertreffen geraten sind. Als Hauptargumente wurden die Themen der 

Informationsbeschaffung und des Besitzes an Produktionsgütern herangezogen, 

die in Bezug zur Effizienz in einer Marktwirtschaft im Gegensatz zu einer 

Planwirtschaft  deutliche Unterschiede aufweisen. Bei ineffizientem Wirtschaften 

werden Ressourcen an bestimmter Stelle verschwendet, die an anderer Stelle 

fehlen und somit zu Missständen führen. Die pragmatischste Lösung scheint also 

die Marktwirtschaft zu sein, da sie zwar nicht alle sozialen Fragen lösen kann, 

jedoch der Wohlstand aller Bevölkerungsschichten in einer solchen am höchsten 

ist. Es stellt sich außerdem heutzutage nicht mehr die Frage der Zwei-Klassen-

Kämpfe wie es zu Zeiten Marx‘ im neunzehnten Jahrhundert noch der Fall war. 

Die Gesellschaft Mitteleuropas hat sich über die Jahre ein ausgeklügeltes 

Sozialsystem aufgebaut, was soziale Missstände versucht, weitestgehend per 

Gesetz zu vermeiden. Den parlamentarischen Vertretern obliegt die Aufgabe, 

weiterhin Ungerechtigkeiten aufzudecken und entsprechende Entscheidungen zu 

treffen. Die Einführung des Sozialismus mit einer Planwirtschaft würde zum 

Beispiel im föderal gegliederten Deutschland zu einer drastischen 

Umstrukturierung der Gesellschaft und Wirtschaft führen. Ein solcher radikaler 

Wandel kann nur in äußersten Krisenzeiten möglich sein. Obwohl die deutsche 

Regierung unter Gerhard Schröder, um die deutsche Wettbewerbsfähigkeit auf 

weltweiter Ebene aufrecht zu erhalten, im Jahr 2005 die Agenda 2010 einführte 

und damit soziale Einschnitte in Verbindung standen, ist Deutschland heute weit 

von einer demokratischen Basis für eine Planwirtschaft entfernt. Die deutsche 

Parteienlandschaft hat im Gegensatz zu Frankreich oder Großbritannien das 

besondere Merkmal, gleich drei etablierte Parteien links der Mitte zu vereinen, die 

für soziale Gerechtigkeit einstehen. Dem demokratischen Sozialismus, den DIE 

LINKE zumindest in ihrem Parteiprogramm verankert, fehlt es allerdings am 

breiten Zuspruch der Bevölkerung, denn selbst die Mitte-rechts-Partei CDU wirbt 

für sich als Partei der sozialen Gerechtigkeit.103 Das breite Spektrum an Parteien, 

die soziale Probleme im Land anprangern beziehungsweise bewältigen wollen, 

macht daher den Wunsch der Bevölkerung nach Sozialismus und Planwirtschaft 

                                                           
103 Vgl. Kaiser/Wisdorff (2012). 
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hinfällig. Ähnliche Zusammenhänge bieten sich so oder so ähnlich in allen 

Ländern Europas, obwohl es Länder wie Frankreich oder Russland gibt, die noch 

teilweise planwirtschaftliche Charakteristika aufweisen. Doch selbst die 

sozialistische Regierung Frankreichs unter Staatspräsident François Hollande wird 

nicht den Schritt wagen, eine neue Planification einzuführen, da die negativen 

Auswirkungen dieser bereits bekannt sind (siehe 3.1.4.). Für jeden Staat spielt es, 

vor allem in den Zeiten der Globalisierung, eine große Rolle, Außenhandel zu 

betreiben und wettbewerbsfähig zu bleiben. Es scheint, als ob es, wie an China zu 

sehen, nur die Entwicklung von Plan- zu Marktwirtschaft geben kann und nie 

andersherum.  

Ein Blick auf die ideologische Ausrichtung der Bevölkerung zeigt auch, inwiefern 

die Planwirtschaft in der heutigen Zeit eine realistische Chance hat. Nicht nur in 

Europawar der Kalte Krieg eine einschneidende Erfahrung. Es entwickelte sich in 

den kapitalistischen genauso wie in den sozialistischen Ländern eine 

Ungewissheit bis hin zur Angst vor dem anderen System, da diese seitens der 

eigenen Regierung geschürt wurde, um Systemtreue sicherzustellen. Die 

Erfahrungen, die Europa und die ganze Welt gemacht haben und die noch tief in 

den Köpfen verankert sind, spiegeln sich am zentriertesten in Deutschland wieder. 

Nach vierzig Jahren der Teilung, auch in ideologischer Hinsicht, hat der 

Zusammenbruch der DDR und des gesamten Sowjetstaates die Welt im Denken 

beeinflusst. Die Unterschiede der Industriestärke im Jahr 1990 zwischen Ost und 

West standen sinnbildlich für das Scheitern der sozialistischen Ideologie. 

Planwirtschaft entwickelte sich zum Feindbild und der Wille nach Veränderung 

hin zur Marktwirtschaft war groß. So ist es nicht verwunderlich, dass auch noch 

heute die Begriffe Sozialismus und Planwirtschaft mit der Sowjetunion 

beziehungsweise der DDR assoziiert werden und damit mit schlechten 

Lebensbedingungen und staatlicher Unterdrückung. Fern von der Theorie und der 

wissenschaftlichen Diskussion, die hinter dem Begriff Planwirtschaft stehen, 

können die Menschen sich, auch aus teilweise sehr subjektiven und emotionalen 

Gründen, nicht mit dieser Idee identifizieren. Dies liegt nicht zwangsläufig an der 

Zustimmung für den marktwirtschaftlichen Kapitalismus als viel mehr an der 

breiten Ablehnung des planwirtschaftlichen Sozialismus.  
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Am Beispiel Chinas ist jedoch zu sehen, dass eine Mischform mit implizierter 

Planungszentrale durchaus einen intensiven Außenhandel und ein starkes 

Wirtschaftswachstum beinhalten kann. Die Prognosen für die nächsten Jahre sind 

positiv und China entwickelt sich zu einer der modernsten und 

wirtschaftsstärksten Nationen der Welt. Jedoch kann das Modell Chinas nicht als 

Anhaltspunkt für die westliche Welt dienen, da eine zentrale Planung immer auch 

große Machtbefugnisse des Verwaltungs- und Regierungsapparates voraussetzt. 

Andere Parteien als die kommunistische Regierungspartei werden nicht 

zugelassen und Menschenrechte oftmals missachtet, weshalb China häufig in der 

Kritik der internationalen Presse steht. Das chinesische Ein-Parteien-System, was 

durchaus Grundlage der Kommandowirtschaft ist, ist mit den demokratischen 

Grundordnungen der westlichen Welt unvereinbar.  

Es stellt sich heraus, dass die Planwirtschaft zwar real in einigen 

Volkswirtschaften auf der Welt existiert, jedoch (nach subjektivem Empfinden) 

nicht realistisch ist, als Zukunftsmodell zu fungieren. Theoretische, ideologische 

sowie empirische Herangehensweisen bewegen einen Großteil der Länder der 

Welt, ein zentral geplantes Wirtschaftssystem als nicht zeitgemäß zu empfinden. 

Die Nationen allerdings, die planwirtschaftlich arbeiten, durchlaufen größtenteils 

einen Entwicklungsprozess hin zu einer Marktwirtschaft. Planwirtschaft ist heute 

teilweise real, aber nicht realistisch. Es kann jedoch keine Prognose für die ferne 

Zukunft getroffen werden. Denn geschichtliche Erfahrungen mit 

planwirtschaftlichen Systemen liegen immer weiter zurück. Zeitzeugen 

untergegangener sozialistischer Regime wie Sowjetunion und DDR werden ab 

einem gewissen Zeitpunkt nicht mehr die allgemeine Meinung beeinflussen und 

es ist denkbar, dass sozialistische und planwirtschaftliche Ideologien trotz 

rationaler Gegenargumente in der Zukunft wieder an Raum gewinnen können.  

Die Untersuchung hat gezeigt, dass nicht nur in der Diskussion unter  

Theoretikern, sondern auch nach den Erfahrungen der Geschichte die 

Planwirtschaft in ihrer reinsten Form derzeit nicht die Oberhand gewinnen kann. 

Dies liegt an der Erkenntnis der Wirtschaftlichkeit, aber auch an ihrer 

Stigmatisierung durch die Gesellschaft. Auch wenn der Kapitalismus und die 

Marktwirtschaft häufig in der Kritik stehen, wird die Planwirtschaft 

augenblicklich nicht als realistische Alternative herangezogen. Aktuelle 
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Überlegungen der Ökonomen, die den Kapitalismus durch einen gesetzlichen 

Rahmen fairer werden lassen wollen, haben eher eine Chance, Anwendung zu 

finden. Allgemein befindet sich unsere westliche Gesellschaft derzeit in einer 

Phase des gemäßigten Interventionismus in Anlehnung an J. M. Keynes. Weder 

neoliberale Ideen noch sozialistische Ideologien können sich derzeit einer großen 

demokratischen Mehrheit erfreuen. Es ist besonders am Beispiel Deutschlands 

und dem Erfolg der Mitte-links- und Mitte-rechts-Parteien erkennbar, wie sehr die 

soziale Marktwirtschaft in Mitteleuropa auf breiter Basis fußt. War die 

Planwirtschaft schon in der Geschichte auf lange Sicht nicht haltbar, ist sie heute 

weniger denn je ein wirtschaftliches Konzept der Moderne. 
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